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Bonn, den 20. Juli 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des 
Flüchtlings-Notleistungsgesetzes 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in der 248. Sitzung am 12./13. Juli 1962 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der An- 
sicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel, 6 35 51 



Drucksadle IV/593 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Flüchtlings-Notleistungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über Leistungen zur Unterbringung 
von Deutschen aus der sowjetischen Besatzungszone 
oder dem sowjetisch besetzten Sektor von Berlin 
(Flüchtlings-Notleistungsgesetz) vom 9. März 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 45) zuletzt geändert durch Ge- 
setz vom 28. März 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 193) 
wird wie folgt geändert: In § 43 Satz 1 werden die 


Worte „31. Dezember 1962" ersetzt durch die Worte 
„31. Dezember 1967". 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


Die Geltungsdauer des Flüchtlings-Notleistungsge- 
setzes läuft nach Artikel 1 Nr. 2 des Dritten Geset- 
zes zur Änderung des Flüchtlings-Notleistungsgeset- 
zes vom 28. März 1960 (BGBl. I S. 193) am 31. De- 
zember 1962 aus. Obwohl das Gesetz bisher nur 
selten angewendet zu werden brauchte, kann auf 
seine Weitergeltung auch künftig nicht verzichtet 
werden, da es den Ländern die rechtliche Handhabe 
gibt, im Falle eines anv/achsenden Flüchtlingsstroms 
auftretende Notstände schnell zu beseitigen. Die 
politische Situation in der sowjetischen Besatzungs- 
zone, in den unter fremder Verwaltung stehenden 
deutschen Ostgebieten und in den Ostblockstaaten 
ist für einen längeren Zeitraum nicht übersehbar, so 
daß die Notwendigkeit einer Anwendung dieses 
Gesetzes auch für die Zukunft nicht ausgeschlossen 
werden kann. Es muß ferner benrücksichtigt werden, 
daß mehrere hunderttausend Deutsche ihre Aussied- 
lung aus den unter fremder Verwaltung stehenden 


deutschen Ostgebieten und den Ostblockstaaten an- 
streben. Außerdem wurden in der Zwischenzeit auch 
die vorhandenen Lagerkapazitäten erheblich verrin- 
gert. Bei einem unvorhergesehenen starken Zustrom 
von Flüchtlingen müssen daher im größeren Maße als 
bisher private Unterkünfte in Anspruch genommen 
werden; auch für diesen Fall müssen die vom Ge- 
setz geschaffenen Möglichkeiten bestehen bleiben. 

Die Mehrzahl der Bundesländer, unter ihnen die 
beiden Länder mit den höchsten Aufnahmequoten, 
Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg, so- 
wie das Land Berlin haben sich für eine nochmalige 
Verlängerung des Gesetzes ausgesprochen. Entspre- 
chend dem Vorschlag der Länder und um zu ver- 
meiden, daß der gegenwärtige Deutsche Bundestag 
sich noch ein zweites Mal mit der Verlängerung des 
Gesetzes befassen muß, wird eine Verlängerung um 
5 Jahre, d. h. bis zum 31. Dezember 1967 in Vor- 
schlag gebracht. 
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